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Zusammenfassung 

Auf dem Konzept der vorsorglichen 
Lärmverhinderung basiert eine neue 
Richtlinie zum Schutz des Menschen vor 
Baulärm. Das Bundesamt für Umwelt, 
Wald und Landschaft hat sie gemeinsam 
mit Baufachleuten und kantonalen Fach-
stellen erarbeitet. Anstelle von Grenz-
werten am Immissionsort sollen konkrete 
Vorgaben (Massnahmen) für verschie-
dene Lärmquellen den Schutz der 
Betroffenen vor Baulärm garantieren. 
Eine Massnahmenliste für Bauherren und 
damit auch für alle Fachleute an der Front 
dient als Wegleitung beim Planen und 
Bauen. Die Massnahmen umfassen Pla-
nung, Projektierung, Bauausführung und 
lärmminderndes Verhalten. 

Belastungsgrenzwerte eignen sich 
nicht 

Zum Schutz des Menschen werden meist 
Grenzwerte gefordert, welche die Betrof-
fenen vor starken Störungen schützen 
sollen. Der Baulärm-Richtlinie ging eine 
Literaturstudie voraus, mit der Frage nach 
der geeignetsten Methode, welche die 
Anwohner am besten vor Immissionen 
von lärmigen Baustellen schützen soll. 
Hauptthema dieser Untersuchung bildete 
der Zusammenhang zwischen verschie-
denen Massnahmen und ihrer Schutz-
wirkung. Dabei zeigte sich, dass Bela-
stungsgrenzwerte für Baulärm kein ge-
eignetes Mittel zu dessen Begrenzung 
darstellen. Viele Facetten trägt der 
Baulärm, bedingt durch die Vielfalt der 
Bauprozesse, der Arten der 
Baumaschinen und der Zeitmuster der 
Bauabläufe. Dies ist der Hauptgrund, 
welche es praktisch verunmöglicht, 
verlässliche Immissions-Prognosen zu 
stellen. Ein Grenzwertkonzept fordert u.a. 

einen universellen Charakter der 
Lärmbelastung und eine einfache 
Erfassbarkeit der akustischen Beschrei-
bungsgrössen. Das gewählte Konzept zur 
Baulärm-Begrenzung beruht wegen dem 
individuellen Charakter und der proble-
matischen Erfassung von Baulärm-
situationen auf der direkten Anwendung 
von vorgeschriebenen Massnahmen, 
welche den jeweiligen Emissionen, der 
Lärmempfindlichkeit des tangierten 
Gebiets sowie der Baudauer angepasst 
sind. Somit erhält die Begrenzung einen 
planerischen Aspekt. Vor allem in der 
Umgebung von grösseren Baustellen wird 
die Baulärm-Richtlinie in Zukunft einen 
besseren Schutz vor lästigen und schäd-
lichen Einwirkungen gewähren, wie es das 
Umweltschutzgesetz fordert. 

Reduktion des Baulärms an der Quelle 

Im Vordergrund der Baulärm-Richtlinie 
steht die vorsorgliche Emissionsbegren-
zung, also die Bekämpfung des Lärms an 
der Quelle und auf dem Ausbreitungsweg. 
Darunter fallen sowohl lärmintensive 
Unterhaltsarbeiten als auch sämtliche 
Tätigkeiten innerhalb einer Baustelle, die 
zur Erstellung oder Änderung eines 
Bauwerks durchgeführt werden. Aus Sicht 
des Lärmschutzes gelten insbesondere fol-
gende Anwendungen als problematisch:  

• Lärmintensive Bauverfahren (wie 
Sprengarbeiten oder das Rammen von 
Pfählen); 

• Einsatz von besonders lärmigen 
Maschinen (Presslufthammer, 
Betonmischer, Kreissägen, 
Schlagbohrer); 

• Unsachgemässes Verhalten, das 
unnötigen Lärm verursacht (zum 



Beispiel Teilabbrüche als Folge von 
Fehlkonstruktionen). 

Tangiert sind neben den eigentlichen 
Bauarbeiten auch Bautransporte, sofern 
diese an Zufahrtsstrassen zu einer 
wahrnehmbaren Lärmzunahme führen. 
Zur Verminderung von schädlichem und 
lästigem Baulärm hat die Bauherrschaft 
grundsätzlich alle wirksamen 
Massnahmen zu treffen, die betrieblich 
möglich und wirtschaftlich tragbar sind. 
Bei der Beurteilung einer Massnahme ist 
demnach auch die Verhältnismässigkeit 
zu beachten. Im konkreten Einzelfall 
richten sich die Anforderungen primär 
nach der Lärmempfindlichkeit des 
angrenzenden Gebiets, den 
Besonderheiten der jeweiligen 
Lärmemissionen sowie nach deren 
Einwirkungsdauer (Tabelle 1). 

Tabelle 1: Ermittlung der Massnahmenstufe A, 
B oder C für Bauarbeiten. 

Lärmige Bauphase Lärmemp-
findlichkeit 

1 bis 8 
Wochen 

9 Wochen 
bis 1 Jahr 

mehr als 
1 Jahr 

Erhöhter 
Schutz 

B B C 

Wohnen u. 
Gewerbe 

A B B 

Industrie A A A 

Gestützt auf diese Kriterien ermittelt man 
die Massnahmenstufe für das betroffene 
Gebiet und entnimmt dem Katalog das 
Paket der erforderlichen Massnahmen. 
Bauherrschaft, betroffene Anrainer und 
die mit dem Vollzug betrauten Behörden 
dürfen davon ausgehen, dass sich 
schädliche oder lästige Einwirkungen 
infolge Baustellenlärm mit diesem Vorge-
hen in der Regel ausreichend vermindern 
lassen. Unterhaltsarbeiten sowie drin-
gende Arbeiten zur Wiederherstellung der 
öffentlichen Sicherheit und Ordnung fal-
len jedoch nicht in den Geltungsbereich 
der Richtlinie. 

Drei angepasste Massnahmenstufen 

Die Richtlinie sieht für Bauprojekte drei 
unterschiedlich strenge Massnahmen-

stufen vor (Tabelle 2), deren Bestimmung 
jeweils anhand der lokalen Gegebenheiten 
erfolgt. Dabei gelten grundsätzlich die 
Lärmempfindlichkeit des betroffenen 
Gebiets sowie die Dauer der Einwirkung 
als massgebend. Die strengste Stufe 
umfasst eine Vielzahl von zwingenden 
emissionsbegrenzenden Massnahmen, die 
im Fall der weniger einschneidenden 
Stufen in der Regel nur als Empfehlung 
gelten. 

Tabelle 2: Generelle Anforderungen der Mass-
nahmenstufen. 

Stufe Bauarbeiten (inkl.  
Lärmintensive) u. 
Bautransporte 
sind durch 
Massnahmen: 

Maschinen, 
Geräte und 
Transport-
fahrzeuge 
entsprechen: 

A nicht beeinflusst der Normal- 
ausrüstung 

B beschränkt 
beeinflusst 

dem anerkannten 
Stand der Technik 

C erheblich 
beeinflusst 

dem neuesten 
Stand der Technik 

Werden überdurchschnittlich lärmintensive 
Bauarbeiten durchgeführt, so sind während 
dieser Zeit zusätzliche Anstrengungen zu 
treffen, wobei auch die Sonder-
massnahmen den örtlichen Verhältnissen 
entsprechen müssen. Der Betrieb einer 
Baustelle ausserhalb der üblichen 
Arbeitszeit hat eine Erhöhung der 
Massnahmenstufe und somit die Ver-
schärfung des von den Behörden ver-
langten Lärmschutzes zur Folge. 

Massnahmenkatalog 

Als Hilfsmittel zur praktischen Umsetzung 
der Richtlinie dient der im Sinn einer 
Checkliste erarbeitete Massnahmen-
katalog. Da dieser nicht abschliessend ist, 
müssen die Verantwortlichen zusätzliche 
Schritte einleiten, sofern der Schutz der 
Bevölkerung es verlangt. Die Auflage von 
Massnahmen anstelle von Immissions-
grenzwerten ist – im spezifischen Fall des 
Bauwesens – in der Praxis nicht nur 
einfacher zu handhaben, sondern 
verspricht auch grösseren Erfolg. 


